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An die Milglieder des Kreistages des Landkreises
Sächsische Schweiz-Osterzgebirge

Stellungnahme der Verwaltung zum Anderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
bzgl. dÄs Beschlussantrages über die Anderung der Hauptsatzung des Landkreises Säch-

sische Schweiz-Osterzgebirge

Anlässlich der für den Kreistag am 05.10.2020 auf der Tagesordnung stehenden Beschlussfas-

sung über die Anderung der Hauptsatzung stellte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit Schrei-

ben vom 01 .1O.2020 einen Anderungsantrag-

Die Verwaltung nimmt zu dem Anderungsantrag wie folgt Stellung:

Antrag auf Ergänzung des $ 13 Absatz 6 Nummer 19 der Hauptsatzung des Landkreises

Antraq:

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat beantragt $ 13 Absatz 6 Nummer 19 in Satz 1 um die

Passage ,,von bis zu 500.000 Euro je Anlageprodukt" zu ergänzen und den folgenden Satz 2 ein-

zufügen:

..Für die Absicht, eine mehr als einjährige Geldanlage ab 500.000 Euro und hierfür notwendige

über.- oder außerplanmäßige Auszahtungen zu tätigen, muss der Landrat im Vorfeld der Ange-

botseinholung das mehrheitliche Einverständnis des Kreisausschusses einholen."

Auswirkunq auf die Hauptsatzunq:

der Abschluss von Verträgen und die Abgabe von Willenserklärungen mit denen Geldanlagen

von bis zu 500.000 Euro je Anlageprodukt mit einer Laufzeit ab einem Jahr getätigt werden auch

wenn damit eine über- oder außerplanmäßige Auszahlung verbunden ist. Für die Absicht, eine

mehr als einjährige celdanlage ab 500.000 Euro und hierfür notwendige über- oder außerplan-

mäßige Aus2ahlung"n zu tätigen, muss der Landrat im Vorfeld der Angebotseinholung das mehr-

heitliche Einverständnis des Kreisausausschusses einholen.

Stellunqnahme der Verwaltunq:

Die Verwaltung lehnt den Anderungsantrag und begründet dies wie folgt:

Derzeit werden von den Banken und Kreditinstituten keine Geldanlagen unter drei Jahren mit

positivem Zins angeboten. Angesichts der derzeit vorherrschenden wirtschaftlichen Lage sind

beldanlagen unter 500,0 TEUR nicht wirtschaftlich und zumeist auch nicht unter einem Jahr um-
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setzbar. würde man dem Anderungsantrag folgen, wäre bei fast jeder Geldanlage, die der Land-
kreis tätigt, eine Legitimation durch den Kreisausschuss erforderlich.

Des weiteren strebt die Landkreisverwaltung die Einfügung des S 13 Absatz 6 Nummer 19 der
Hauptsatzung an, um auch kurzfristig auf die Überschreitung des maximal möglichen Liquiditäts-
bestandes bei den Geschäftsbanken des Landkreises, für den kein Verwahrentgelt zu zahlen ist,
zu reagieren. Eine Legitimaiion durch den Kreisausschuss, der wohl wissend nicht wöchentljch
tagt, wilrde zur Zahlung von VeMahrentgelten führen. Dies sollte aus Sicht der Kreisvenwaltung
gerade im Zusammenhang mit der Tätigung von Geldanlagen vermieden werden.

um insbesondere auch den Gremien die Möglichkeit zur Mitbestimmung bei der Tätigung von
Geldanlagen zu ermöglichen und der Kreisverwaltung eine entsprechende Handlungsfähigkeit
einzuräumen, wurde mit der Beschlussvorlage 20201710155-1 eine Anlagerichtlinie vorgelegt,
welche einen Rahmen zum Verfahren bei Geldanlagen regeln soll. Außerdem berichtet das Amt
für Finanzverwaltung in jedem Informationsbericht Kreistag zur Liquidität und den Geldanlagen.

sofern der Kreistag dem Anderungsantrag folgt, würde dies im Ergebnis bedeuten, dass wieder-
kehrend Dringlichkeitssitzungen des Kreisausschusses erforderlich wären. Somit würde der
Landkreis neben den Veruahrentgelten, auch noch mit erheblichen Mehrausgaben aufgrund der
gesf eigerten Gremienbeteiligung konfrontiert werden.

Mit freundlichen Grüßen

a66
Polster
Juristin
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